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ten zum steuerfreien Auslagenersatz für La-
destrom 
 
 

Daten für den Monat November 2026 
Steuertermine 
Fälligkeit: 

• USt, LSt = 10.11.2026 
• GewSt, GrundSt = 16.11.2026 

 
Überweisungen (Zahlungsschonfrist): 

• USt, LSt = 13.11.2026 
• GewSt, GrundSt = 19.11.2026 

 
Scheckzahlungen: 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem 
Finanzamt spätestens drei Tage vor dem 
Fälligkeitstag vorliegen! 
 
Beiträge Sozialversicherung 
Fälligkeit Beiträge 11/26 = 26.11.2026 
 
Verbraucherpreisindex 
(Veränderung gegenüber Vorjahr) 

8/25 1/26 4/26 8/26 
+ 2,2 % + 2,1 % + 2,9 % + 2,9 % 

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

Broschüre zu Ehrenamt und Steuern 
neu aufgelegt 
 
Das Ministerium der Finanzen des Landes 
Brandenburg hat die Broschüre „Ehren-
amt und Steuern: Steuertipps für ehren-
amtlich Tätige“ neu aufgelegt (7. Auflage, 
Juli 2026; abrufbar unter 
www.iww.de/s16146). Die Publikation ent-
hält u. a. Ausführungen zur Übungsleiter- 
und zur Ehrenamtspauschale und zeigt, in 
welchen Fällen die Pauschalen genutzt wer-
den können. 

 

Erbschaftsteuer: Im Oktober wird in 
Karlsruhe mündlich verhandelt 
 
Am 12.10.2026 und am 13.10.2026 werden 
vor dem Bundesverfassungsgericht zwei 
wichtige Verfahren zur Erbschaftsteuer 
mündlich verhandelt. 
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Gesetzgebungskompetenzen 
 
Die Verhandlung am 12.10.2026 (Az. 1 BvF 
1/23) betrifft das Verfahren der Bayeri-
schen Staatsregierung zu der Frage, ob 
die Bewertung von Grundbesitz, die per-
sönlichen Freibeträge sowie die Steuers-
ätze bei der Erbschaftsteuer mit dem Ver-
fassungsrecht vereinbar sind. Dabei wird 
geprüft werden, ob der Bund für die Ge-
setzgebung bei der Erbschaftsteuer über-
haupt zuständig ist.  
 
Außerdem wird die fehlende Anpassung 
von Freibeträgen und Steuersätzen an 
die Preissteigerung der letzten Jahre unter 
Berücksichtigung des regional unter-
schiedlichen Niveaus der Immobilien-
preise gerügt.  
 
Verschonung von Betriebsvermögen 
 
Im Verfahren 1 BvR 804/22 geht es um die 
Frage, ob die Begünstigungen für Er-
werbe von betrieblichem Vermögen im 
Vergleich zur Steuerbelastung des Privat-
vermögens verfassungsrechtlich toleriert 
werden können. Hierbei dürfte sich das 
Gericht intensiv mit den Verschonungsre-
gelungen für Betriebsvermögen ausei-
nandersetzen. 
 
Beachten Sie — 2014 hatte das Bundes-
verfassungsgericht entschieden, dass die 
Privilegierung des Betriebsvermögens 
angesichts ihres Ausmaßes nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. Hier lag das 
Urteil etwa fünf Monate nach der münd-
lichen Verhandlung vor.  
 

Sollte die Verfassungsbeschwerde erfolg-
reich sein, stellt sich u. a. die Frage, ob es er-
neut zu einer Appellentscheidung kommt, 
die den Gesetzgeber für die Zukunft zu ei-
ner Überarbeitung des Erbschaftsteuerge-
setzes zwingt. Hierzu – und zu der damit 
verbundenen Frage, wie lange das gel-
tende Recht dann noch anwendbar ist – 
lassen sich derzeit keine Aussagen treffen. 
 
Quelle — BVerfG, Mitteilung Nr. 48/26 sowie Nr. 
49/26 vom 30.7.2026 

 

Erbschaft-/Schenkungsteuer: Steuer-
befreiung für Familienheim  
kann auch den Garten umfassen 
 
Das Erbschaft- und Schenkungsteuerge-
setz (ErbStG) sieht für das Familienheim 
eine Steuerbefreiung vor. Der Bundesfi-
nanzhof hat nun entschieden, dass hierun-
ter auch ein mitgenutztes Garten- und 
Wegegrundstück fallen kann. Dabei ist als 
steuerbegünstigtes Grundstück die wirt-
schaftliche Einheit von Grundstücksflä-
chen anzusehen, die für das Erbschaft-
steuerverfahren bindend festgestellt 
wird.  
 
Hintergrund 
 
Die unentgeltliche Übertragung des Fa-
milienheims ist unter den Voraussetzun-
gen des § 13 Abs. 1 Nr. 4a, 4b, 4c ErbStG 
steuerfrei. Begünstigt sind die lebzeitige 
Übertragung zwischen Ehegatten, der Ehe-
gattenerwerb von Todes wegen sowie der 
Erwerb von Todes wegen durch Kinder 
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oder Enkel (verstorbener Kinder). Beim Er-
werb von Todes wegen sind (im Gegensatz 
zur Schenkung) Behaltensfristen zu beach-
ten. 
 
Erben Kinder oder Enkel (verstorbener 
Kinder), ist darüber hinaus zu beachten, 
dass die Steuerbefreiung auf eine Wohn-
fläche von 200 qm begrenzt ist. 
 
Ebenfalls wichtig: Der Erwerber muss die 
Wohnung unverzüglich, d. h., ohne schuld-
haftes Zögern, zur Selbstnutzung für ei-
gene Wohnzwecke bestimmen. 
 
Sachverhalt und Entscheidung 
 
Dem Bundesfinanzhof lag folgender Sach-
verhalt zur Entscheidung vor:  
 

Sachverhalt 
Zum Nachlass gehörte ein durch den Va-
ter (Erblasser) vor seinem Tod selbstge-
nutztes Wohnhaus, das der Sohn nach 
dem Tod des Vaters bezog. Das Finanzamt 
hatte die Erbschaftsteuerbefreiung auf 
das Flurstück begrenzt, das mit dem 
Wohnhaus bebaut war. Zusammen mit 
dem Familienheim genutzte Garten- und 
Wegeflächen berücksichtigte das Finanz-
amt nicht. Dagegen wandte sich der Sohn 
und war im Revisionsverfahren erfolg-
reich. 

 
Der Begriff des „bebauten Grundstücks“ i. 
S. des § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG ist bewer-
tungsrechtlich auszulegen. Er umfasst 
alle Flächen, die das Belegenheitsfinanz-
amt – also das Finanzamt am Ort des 

Grundbesitzes – als wirtschaftliche Ein-
heit bindend für das Erbschaftsteuerfi-
nanzamt feststellt.  
 
Das bedeutet: Mehrere Flurstücke, die ge-
meinsam genutzt werden – etwa ein 
Wohnhaus mit angrenzendem Garten 
oder einem Zugangsweg – können der 
Steuerbefreiung zugrunde liegen, wenn sie 
als eine wirtschaftliche Einheit festge-
stellt werden. Diese Auslegung spiegelt die 
tatsächliche häusliche Nutzung wider, die 
das Finanzamt vor Ort gut beurteilen kann.  
 

Merke — Erben müssen bereits gegen 
die Feststellung der wirtschaftlichen Ein-
heit durch das Belegenheitsfinanzamt 
vorgehen, sollten sie mit der Bestimmung 
des steuerbefreiten Grundstücks nicht 
einverstanden sein. Denn im Erbschaft-
steuerverfahren haben Einwendungen 
gegen den Umfang des Grundstücks kei-
nen Erfolg mehr. 

 
Quelle — BFH-Urteil vom 17.6.2026, Az. II R 27/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255416; BFH, PM Nr. 42/26 
vom 13.8.2026 
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Festgesetzte Erbschaft-/Schenkung-
steuer erreicht 2025 einen Höchstwert 
 
2025 haben die Finanzverwaltungen in 
Deutschland Erbschaft- und Schenkung-
steuer i. H. von 21,4 Mrd. EUR festge-
setzt. Die festgesetzte Steuer stieg damit 
gegenüber 2024 um 60,8 % und erreichte 
einen neuen Höchstwert. Der starke An-
stieg ist vor allem darauf zurückzuführen, 
dass sich die festgesetzte Steuer bei gro-
ßen Vermögensübertragungen von min-
destens  
20 Mio. EUR deutlich mehr als verdop-
pelt hat (+ 146,8 %). Die vollständige Mit-
teilung des Statistischen Bundesamts 
(Destatis) vom 26.8.2026 mit weiteren 
Zahlen ist unter www.iww.de/s16112 ab-
rufbar. 

 

Schulgeld: Beiträge an einen Schul-
förderverein können abziehbar sein 
 
Nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Einkommensteu-
ergesetzes können 30 % des Schulgelds, 
höchstens 5.000 EUR je Kind, als Sonder-
ausgaben abgezogen werden, wobei Ent-
gelte für Beherbergung, Betreuung und Ver-
pflegung nicht begünstigt sind. Der Bundes-
finanzhof hat nun entschieden, dass auch 
Beiträge von Eltern an einen Förderver-
ein der Privatschule abziehbar sein kön-
nen.  
 

Sachverhalt 
Eltern zahlten im Streitjahr 1.000 EUR an 
den Förderverein einer staatlich aner-
kannten Ersatzschule, der die Beiträge 

zweckgebunden an die Schulträgerin wei-
terleitete. Letztere verwendete die Mittel 
zur Finanzierung des Schulbetriebs. Das 
Finanzamt lehnte den Sonderausgaben-
abzug ab, da die Satzung des Förderver-
eins auch eine Mittelverwendung für 
Zwecke ermögliche, die über die Finan-
zierung des normalen Schulbetriebs hin-
ausgingen. Klage und Revision waren er-
folgreich. 

 
Es macht wirtschaftlich keinen Unter-
schied, ob die Schule selbst Schulgeld er-
hebt oder ob die Finanzierung des Schulbe-
triebs über einen Förderverein erfolgt, an 
den die Eltern entsprechende Beiträge zah-
len. Entscheidend ist, dass die Beiträge 
zur Finanzierung des normalen Schulbe-
triebs verwendet werden. 
 
Die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung ist nachzuweisen. Ist sie durch Sat-
zungsregelungen des Fördervereins si-
chergestellt, reicht dies regelmäßig aus. An-
derenfalls muss der Steuerpflichtige – 
wie im Streitfall – nachweisen, dass die 
Beiträge an den Schulträger weitergeleitet 
und von diesem ausschließlich für den nor-
malen Schulbetrieb verwendet wurden. 
 
Quelle — BFH-Urteil vom 3.6.2026, Az. X R 27/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255669; BFH, PM Nr. 44/26 
vom 3.9.2026 

 

Volle Erbfallkostenpauschale für Ver-
mächtnisnehmer 
 
Für Erbfallkosten gewährt der Fiskus ei-
nen Pauschbetrag i. H. von 15.000 EUR (§ 
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10 Abs. 5 Nr. 3 S. 2 des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes (ErbStG)). Diesen 
können auch Vermächtnisnehmer bean-
spruchen. Dabei ist der Pauschbetrag für ei-
nen Vermächtnisnehmer nicht zu kürzen, 
wenn der Erwerb der übrigen Erben 
nicht der deutschen Besteuerung unter-
liegt. So lautet eine aktuelle Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs. 
 
Hintergrund 
 
Nach § 1939 BGB kann der Erblasser durch 
Testament einem anderen, ohne ihn als Er-
ben einzusetzen, einen Vermögensvorteil 
zuwenden (Vermächtnis). 
 
Als Nachlassverbindlichkeiten sind nach § 
10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG u. a. die Kosten der 
Bestattung des Erblassers sowie die Kos-
ten für ein angemessenes Grabdenkmal 
abzugsfähig. Ohne Kostennachweis wird ein 
Erbfallkostenpauschbetrag abgezogen, 
der durch das Jahressteuergesetz 2024 von 
10.300 EUR auf 15.000 EUR erhöht 
wurde.  
 
Nach der Gesetzesbegründung soll so ein 
individueller Kostennachweis in der 
Mehrzahl der Fälle vermieden werden 
können. Die Erhöhung gilt für Erwerbe, für 
die die Steuer ab dem Monat entsteht, der 
der Gesetzesverkündung folgt, also ab Ja-
nuar 2025. 
 
Sachverhalt und Entscheidung 
 
Der Bundesfinanzhof musste über diesen 
Streitfall entscheiden:  
 
 

Sachverhalt 
Die Erblasserin lebte in Großbritannien. 
Sie wurde von ihrem auch in Großbritan-
nien lebenden Bruder beerbt. Die in 
Deutschland lebende Klägerin erhielt ein 
Geldvermächtnis. In ihrer Erbschaftsteu-
ererklärung beantragte sie den Abzug des 
Erbfallkostenpauschbetrags in Höhe von 
damals 10.300 EUR. Tatsächlich waren 
ihr im Zusammenhang mit dem Erbfall 
nur Kosten i. H. von 13,20 EUR entstan-
den.  
 
Das Finanzamt zog von dem Erwerb die 
tatsächlichen Kosten ab. Die Erbfallkos-
tenpauschale gewährte es nicht. Die hier-
gegen gerichtete Klage hatte teilweise Er-
folg. Das Finanzgericht Niedersachsen be-
rücksichtigte die Pauschale anteilig im 
Verhältnis des Werts des Vermächtnisses 
zum Wert des Nachlasses. Es war der An-
sicht, eine Gewährung des vollen Pausch-
betrags scheide aus, da die Klägerin 
dadurch übermäßig begünstigt würde. 
Der Bundesfinanzhof sah das aber anders.  

 
Die Erbfallkostenpauschale können nicht 
nur Erben, sondern auch andere Erwerber 
(wie Vermächtnisnehmer und Pflicht-
teilsberechtigte) beanspruchen.  Die Pau-
schale wird aber für jeden Erbfall – unab-
hängig von der Anzahl der Erwerber – nur 
einmal gewährt. 
 

Merke — Sind in einem Erbfall neben ei-
nem einzelnen unbeschränkt steuer-
pflichtigen Erwerber weitere Personen 
vorhanden, deren Erwerb nicht der deut-
schen Besteuerung unterliegt, ist die Pau-
schale nicht zu kürzen. Vielmehr steht 
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dem unbeschränkt steuerpflichtigen Er-
werber der gesamte Pauschbetrag zu. 
Eine Kürzung hätte zur Folge, dass der 
Kürzungsbetrag verfällt. Das sieht das Ge-
setz aber nicht vor. 

 
Quelle — BFH-Urteil vom 17.6.2026, Az. II R 25/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255494; BFH, PM Nr. 43/26 
vom 20.8.2026 

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

Broschüre zu Ehrenamt und Steuern 
neu aufgelegt 
 
Das Ministerium der Finanzen des Landes 
Brandenburg hat die Broschüre „Ehren-
amt und Steuern: Steuertipps für ehren-
amtlich Tätige“ neu aufgelegt (7. Auflage, 
Juli 2026; abrufbar unter 
www.iww.de/s16146). Die Publikation ent-
hält u. a. Ausführungen zur Übungsleiter- 
und zur Ehrenamtspauschale und zeigt, in 
welchen Fällen die Pauschalen genutzt wer-
den können. 

 

Erbschaftsteuer: Im Oktober wird in 
Karlsruhe mündlich verhandelt 
 
Am 12.10.2026 und am 13.10.2026 werden 
vor dem Bundesverfassungsgericht zwei 
wichtige Verfahren zur Erbschaftsteuer 
mündlich verhandelt. 
 
 
 

Gesetzgebungskompetenzen 
 
Die Verhandlung am 12.10.2026 (Az. 1 BvF 
1/23) betrifft das Verfahren der Bayeri-
schen Staatsregierung zu der Frage, ob 
die Bewertung von Grundbesitz, die per-
sönlichen Freibeträge sowie die Steuers-
ätze bei der Erbschaftsteuer mit dem Ver-
fassungsrecht vereinbar sind. Dabei wird 
geprüft werden, ob der Bund für die Ge-
setzgebung bei der Erbschaftsteuer über-
haupt zuständig ist.  
 
Außerdem wird die fehlende Anpassung 
von Freibeträgen und Steuersätzen an 
die Preissteigerung der letzten Jahre unter 
Berücksichtigung des regional unter-
schiedlichen Niveaus der Immobilien-
preise gerügt.  
 
Verschonung von Betriebsvermögen 
 
Im Verfahren 1 BvR 804/22 geht es um die 
Frage, ob die Begünstigungen für Er-
werbe von betrieblichem Vermögen im 
Vergleich zur Steuerbelastung des Privat-
vermögens verfassungsrechtlich toleriert 
werden können. Hierbei dürfte sich das 
Gericht intensiv mit den Verschonungsre-
gelungen für Betriebsvermögen ausei-
nandersetzen. 
 
Beachten Sie — 2014 hatte das Bundes-
verfassungsgericht entschieden, dass die 
Privilegierung des Betriebsvermögens 
angesichts ihres Ausmaßes nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. Hier lag das 
Urteil etwa fünf Monate nach der münd-
lichen Verhandlung vor.  
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Sollte die Verfassungsbeschwerde erfolg-
reich sein, stellt sich u. a. die Frage, ob es er-
neut zu einer Appellentscheidung kommt, 
die den Gesetzgeber für die Zukunft zu ei-
ner Überarbeitung des Erbschaftsteuerge-
setzes zwingt. Hierzu – und zu der damit 
verbundenen Frage, wie lange das gel-
tende Recht dann noch anwendbar ist – 
lassen sich derzeit keine Aussagen treffen. 
 
Quelle — BVerfG, Mitteilung Nr. 48/26 sowie Nr. 
49/26 vom 30.7.2026 

 

Erbschaft-/Schenkungsteuer: Steuer-
befreiung für Familienheim  
kann auch den Garten umfassen 
 
Das Erbschaft- und Schenkungsteuerge-
setz (ErbStG) sieht für das Familienheim 
eine Steuerbefreiung vor. Der Bundesfi-
nanzhof hat nun entschieden, dass hierun-
ter auch ein mitgenutztes Garten- und 
Wegegrundstück fallen kann. Dabei ist als 
steuerbegünstigtes Grundstück die wirt-
schaftliche Einheit von Grundstücksflä-
chen anzusehen, die für das Erbschaft-
steuerverfahren bindend festgestellt 
wird.  
 
Hintergrund 
 
Die unentgeltliche Übertragung des Fa-
milienheims ist unter den Voraussetzun-
gen des § 13 Abs. 1 Nr. 4a, 4b, 4c ErbStG 
steuerfrei. Begünstigt sind die lebzeitige 
Übertragung zwischen Ehegatten, der Ehe-
gattenerwerb von Todes wegen sowie der 
Erwerb von Todes wegen durch Kinder 

oder Enkel (verstorbener Kinder). Beim Er-
werb von Todes wegen sind (im Gegensatz 
zur Schenkung) Behaltensfristen zu beach-
ten. 
 
Erben Kinder oder Enkel (verstorbener 
Kinder), ist darüber hinaus zu beachten, 
dass die Steuerbefreiung auf eine Wohn-
fläche von 200 qm begrenzt ist. 
 
Ebenfalls wichtig: Der Erwerber muss die 
Wohnung unverzüglich, d. h., ohne schuld-
haftes Zögern, zur Selbstnutzung für ei-
gene Wohnzwecke bestimmen. 
 
Sachverhalt und Entscheidung 
 
Dem Bundesfinanzhof lag folgender Sach-
verhalt zur Entscheidung vor:  
 

Sachverhalt 
Zum Nachlass gehörte ein durch den Va-
ter (Erblasser) vor seinem Tod selbstge-
nutztes Wohnhaus, das der Sohn nach 
dem Tod des Vaters bezog. Das Finanzamt 
hatte die Erbschaftsteuerbefreiung auf 
das Flurstück begrenzt, das mit dem 
Wohnhaus bebaut war. Zusammen mit 
dem Familienheim genutzte Garten- und 
Wegeflächen berücksichtigte das Finanz-
amt nicht. Dagegen wandte sich der Sohn 
und war im Revisionsverfahren erfolg-
reich. 

 
Der Begriff des „bebauten Grundstücks“ i. 
S. des § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG ist bewer-
tungsrechtlich auszulegen. Er umfasst 
alle Flächen, die das Belegenheitsfinanz-
amt – also das Finanzamt am Ort des 
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Grundbesitzes – als wirtschaftliche Ein-
heit bindend für das Erbschaftsteuerfi-
nanzamt feststellt.  
 
Das bedeutet: Mehrere Flurstücke, die ge-
meinsam genutzt werden – etwa ein 
Wohnhaus mit angrenzendem Garten 
oder einem Zugangsweg – können der 
Steuerbefreiung zugrunde liegen, wenn sie 
als eine wirtschaftliche Einheit festge-
stellt werden. Diese Auslegung spiegelt die 
tatsächliche häusliche Nutzung wider, die 
das Finanzamt vor Ort gut beurteilen kann.  
 

Merke — Erben müssen bereits gegen 
die Feststellung der wirtschaftlichen Ein-
heit durch das Belegenheitsfinanzamt 
vorgehen, sollten sie mit der Bestimmung 
des steuerbefreiten Grundstücks nicht 
einverstanden sein. Denn im Erbschaft-
steuerverfahren haben Einwendungen 
gegen den Umfang des Grundstücks kei-
nen Erfolg mehr. 

 
Quelle — BFH-Urteil vom 17.6.2026, Az. II R 27/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255416; BFH, PM Nr. 42/26 
vom 13.8.2026 

 

Festgesetzte Erbschaft-/Schenkung-
steuer erreicht 2025 einen Höchstwert 
 
2025 haben die Finanzverwaltungen in 
Deutschland Erbschaft- und Schenkung-
steuer i. H. von 21,4 Mrd. EUR festge-
setzt. Die festgesetzte Steuer stieg damit 
gegenüber 2024 um 60,8 % und erreichte 
einen neuen Höchstwert. Der starke An-
stieg ist vor allem darauf zurückzuführen, 

dass sich die festgesetzte Steuer bei gro-
ßen Vermögensübertragungen von min-
destens  
20 Mio. EUR deutlich mehr als verdop-
pelt hat (+ 146,8 %). Die vollständige Mit-
teilung des Statistischen Bundesamts 
(Destatis) vom 26.8.2026 mit weiteren 
Zahlen ist unter www.iww.de/s16112 ab-
rufbar. 

 

Schulgeld: Beiträge an einen Schul-
förderverein können abziehbar sein 
 
Nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Einkommensteu-
ergesetzes können 30 % des Schulgelds, 
höchstens 5.000 EUR je Kind, als Sonder-
ausgaben abgezogen werden, wobei Ent-
gelte für Beherbergung, Betreuung und Ver-
pflegung nicht begünstigt sind. Der Bundes-
finanzhof hat nun entschieden, dass auch 
Beiträge von Eltern an einen Förderver-
ein der Privatschule abziehbar sein kön-
nen.  
 

Sachverhalt 
Eltern zahlten im Streitjahr 1.000 EUR an 
den Förderverein einer staatlich aner-
kannten Ersatzschule, der die Beiträge 
zweckgebunden an die Schulträgerin wei-
terleitete. Letztere verwendete die Mittel 
zur Finanzierung des Schulbetriebs. Das 
Finanzamt lehnte den Sonderausgaben-
abzug ab, da die Satzung des Förderver-
eins auch eine Mittelverwendung für 
Zwecke ermögliche, die über die Finan-
zierung des normalen Schulbetriebs hin-
ausgingen. Klage und Revision waren er-
folgreich. 
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Es macht wirtschaftlich keinen Unter-
schied, ob die Schule selbst Schulgeld er-
hebt oder ob die Finanzierung des Schulbe-
triebs über einen Förderverein erfolgt, an 
den die Eltern entsprechende Beiträge zah-
len. Entscheidend ist, dass die Beiträge 
zur Finanzierung des normalen Schulbe-
triebs verwendet werden. 
 
Die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung ist nachzuweisen. Ist sie durch Sat-
zungsregelungen des Fördervereins si-
chergestellt, reicht dies regelmäßig aus. An-
derenfalls muss der Steuerpflichtige – 
wie im Streitfall – nachweisen, dass die 
Beiträge an den Schulträger weitergeleitet 
und von diesem ausschließlich für den nor-
malen Schulbetrieb verwendet wurden. 
 
Quelle — BFH-Urteil vom 3.6.2026, Az. X R 27/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255669; BFH, PM Nr. 44/26 
vom 3.9.2026 

 

Volle Erbfallkostenpauschale für Ver-
mächtnisnehmer 
 
Für Erbfallkosten gewährt der Fiskus ei-
nen Pauschbetrag i. H. von 15.000 EUR (§ 
10 Abs. 5 Nr. 3 S. 2 des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes (ErbStG)). Diesen 
können auch Vermächtnisnehmer bean-
spruchen. Dabei ist der Pauschbetrag für ei-
nen Vermächtnisnehmer nicht zu kürzen, 
wenn der Erwerb der übrigen Erben 
nicht der deutschen Besteuerung unter-
liegt. So lautet eine aktuelle Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs. 
 
Hintergrund 
 

Nach § 1939 BGB kann der Erblasser durch 
Testament einem anderen, ohne ihn als Er-
ben einzusetzen, einen Vermögensvorteil 
zuwenden (Vermächtnis). 
 
Als Nachlassverbindlichkeiten sind nach § 
10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG u. a. die Kosten der 
Bestattung des Erblassers sowie die Kos-
ten für ein angemessenes Grabdenkmal 
abzugsfähig. Ohne Kostennachweis wird ein 
Erbfallkostenpauschbetrag abgezogen, 
der durch das Jahressteuergesetz 2024 von 
10.300 EUR auf 15.000 EUR erhöht 
wurde.  
 
Nach der Gesetzesbegründung soll so ein 
individueller Kostennachweis in der 
Mehrzahl der Fälle vermieden werden 
können. Die Erhöhung gilt für Erwerbe, für 
die die Steuer ab dem Monat entsteht, der 
der Gesetzesverkündung folgt, also ab Ja-
nuar 2025. 
 
Sachverhalt und Entscheidung 
 
Der Bundesfinanzhof musste über diesen 
Streitfall entscheiden:  
 

Sachverhalt 
Die Erblasserin lebte in Großbritannien. 
Sie wurde von ihrem auch in Großbritan-
nien lebenden Bruder beerbt. Die in 
Deutschland lebende Klägerin erhielt ein 
Geldvermächtnis. In ihrer Erbschaftsteu-
ererklärung beantragte sie den Abzug des 
Erbfallkostenpauschbetrags in Höhe von 
damals 10.300 EUR. Tatsächlich waren 
ihr im Zusammenhang mit dem Erbfall 
nur Kosten i. H. von 13,20 EUR entstan-
den.  
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Das Finanzamt zog von dem Erwerb die 
tatsächlichen Kosten ab. Die Erbfallkos-
tenpauschale gewährte es nicht. Die hier-
gegen gerichtete Klage hatte teilweise Er-
folg. Das Finanzgericht Niedersachsen be-
rücksichtigte die Pauschale anteilig im 
Verhältnis des Werts des Vermächtnisses 
zum Wert des Nachlasses. Es war der An-
sicht, eine Gewährung des vollen Pausch-
betrags scheide aus, da die Klägerin 
dadurch übermäßig begünstigt würde. 
Der Bundesfinanzhof sah das aber anders.  

 
Die Erbfallkostenpauschale können nicht 
nur Erben, sondern auch andere Erwerber 
(wie Vermächtnisnehmer und Pflicht-
teilsberechtigte) beanspruchen.  Die Pau-
schale wird aber für jeden Erbfall – unab-
hängig von der Anzahl der Erwerber – nur 
einmal gewährt. 
 

Merke — Sind in einem Erbfall neben ei-
nem einzelnen unbeschränkt steuer-
pflichtigen Erwerber weitere Personen 
vorhanden, deren Erwerb nicht der deut-
schen Besteuerung unterliegt, ist die Pau-
schale nicht zu kürzen. Vielmehr steht 
dem unbeschränkt steuerpflichtigen Er-
werber der gesamte Pauschbetrag zu. 
Eine Kürzung hätte zur Folge, dass der 
Kürzungsbetrag verfällt. Das sieht das Ge-
setz aber nicht vor. 

 
Quelle — BFH-Urteil vom 17.6.2026, Az. II R 25/23, un-
ter www.iww.de, Abruf-Nr. 255494; BFH, PM Nr. 43/26 
vom 20.8.2026 

 
 
 
 
 

Haftungsausschluss 
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 
Komplexität und der ständige Wandel der 
Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung 
und Gewähr auszuschließen. Das Rundschrei-
ben ersetzt nicht die individuelle persönliche Be-
ratung. 

 
 
Wir beraten Sie gerne weiter! 
 
DIESER BEITRAG ENTHÄLT ALLGE-
MEINE HINWEISE UND IST NICHT 
DAZU BESTIMMT, KONKRETE LÖ-
SUNGEN FÜR UNSERE MANDANTEN 
ODER INTERESSENTEN ZU BIETEN.                                                           
BITTE KONTAKTIEREN SIE UNSERE 
NACHFOLGENDEN ANSPRECH-
PARTNER, UM EINE FÜR IHR UN-
TERNEHMEN ZUGESCHNITTENE 
LÖSUNG ZU ERFAHREN.  
 

WP/STB/FBISTR C.HOFFMANN@ 
MECKLENBURG-HOFFMANN.DE 
TEL. 0211-610790-31 


